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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von den Abgeordneten Dr. George, Straßmeir, Lemmrich 
und anderen und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hoffie, 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Kohn und anderen und der Fraktion der FDP 
eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 


Bericht der Abgeordneten Sieler, Dr. Friedmann, Frau Seiler-Albring 
und Dr. Müller (Bremen) 


Die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personenverkehr ist durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 neu geordnet worden. 
Durch die Neuordnung sind allerdings bei einer 
Reihe von Betroffenen Härten aufgetreten. Um 
diese Härten zu beseitigen, sieht der Gesetzentwurf 
vor: 

— Die Gehörlosen und Hilflosen, die in ihrer Bewe- 
gungsfähigkeit im Straßenverkehr nicht erheb- 
lich beeinträchtigt sind, sollen in den berechtig- 
ten Personenkreis einbezogen werden. 

— Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, die 
Eigenbeteiligung von 120 DM jährlich in Teilbe- 
trägen zu zahlen. 

— Die unentgeltliche Beförderung soll im Nahbe- 
reich auch wieder mit Eisenbahnen möglich 
sein, insbesondere mit der Deutschen Bundes- 
bahn in der 2. Wagenklasse in Nahverkehrs-, Eil- 
und D-Zügen im Umkreis von 50 km um den 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort des 
Schwerbehinderten. 


Bonn, den 19. Juni 1985 
Der Haushaltsausschuß 

Walther Sieler Dr. Friedmann 

Vorsitzender 


Der Gesetzentwurf führt zu Mehrbelastungen für 
den Bundeshaushalt. Diese betragen voraussicht- 
lich 


1986 

98 000 000 

DM, 

1987 

88 000 000 

DM, 

1988 

94 000 000 

DM, 

1989 

100 000 000 

DM. 


In der Finanzplanung des Bundes sind die Mehr- 
ausgaben entsprechend fortgeschrieben. Der Bun- 
deshaushalt 1985 wird nicht belastet, weil die Er- 
stattungen an die Verkehrsträger erst 1986 fällig 
werden. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Der Gesetzentwurf beruht auf der vom federführen- 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorge- 
legten Beschlußempfehlung, den Gesetzentwurf in 
der Fassung des Entwurfs unverändert anzuneh- 
men. 


Frau Seiler-Albring Dr. Müller (Bremen) 


Berichterstatter 
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